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G e s e t z
zum Vierzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 6. Oktober 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 10. Juni 2010 unterzeichneten Vierzehnten
Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträ-
ge (Vierzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) wird zuge-
stimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) 1Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 4 Abs. 2 Satz 1
am 1. Januar 2011 in Kraft. 2Wird der Staatsvertrag nach sei-
nem Artikel 4 Abs. 2 Satz 2 gegenstandslos, so wird dies bis
zum 31. Januar 2011 im Niedersächsischen Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt bekannt gemacht.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 6. Oktober 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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Vierzehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Vierzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,

der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,

das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,

die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,

das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vom 10. bis 27. Sep-
tember 2002, zuletzt geändert durch den Dreizehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 30. Oktober bis 20. Novem-
ber 2009, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) § 10 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 10 Programmankündigungen und Kennzeichnung“.

b) § 11 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 11 Jugendschutzprogramme, Zugangssysteme“.

c) § 12 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 12 Kennzeichnung“.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Dieser Staatsvertrag gilt für Rundfunk und Te-
lemedien im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages.“

b) Der bisherige Absatz 2 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2.

3. § 3 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Staatsvertrages sind

1. ,Angebote‘ Inhalte im Rundfunk oder Inhalte von Te-
lemedien im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages,

2. ,Anbieter‘ Rundfunkveranstalter oder Anbieter von
Telemedien.“

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 4 wird wie folgt neu gefasst:

„4. eine unter der Herrschaft des Natio-
nalsozialismus begangene Handlung
der in § 6 Abs. 1 des Völkerstrafge-
setzbuches bezeichneten Art in einer
Weise, die geeignet ist, den öffentli-
chen Frieden zu stören, leugnen oder
verharmlosen, den öffentlichen Frie-
den in einer die Würde der Opfer ver-
letzenden Weise dadurch stören, dass
die nationalsozialistische Gewalt- und
Willkürherrschaft gebilligt, verherr-
licht oder gerechtfertigt wird,“.

bbb) Nummer 10 wird wie folgt neu gefasst:

„10. pornografisch sind und Gewalttätig-
keiten, sexuelle Handlungen von, an
oder vor Personen unter achtzehn
Jahren oder sexuelle Handlungen von
Menschen mit Tieren zum Gegen-
stand haben; dies gilt auch bei virtuel-
len Darstellungen, oder“.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „4“ durch die Angabe
„4 1. Alternative“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„In Telemedien sind Angebote abweichend von Satz 1
zulässig, wenn der Anbieter sicherstellt, dass sie nur
Erwachsenen zugänglich gemacht werden.“

5. § 5 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 5

Entwicklungsbeeinträchtigende Angebote

(1) Sofern Anbieter Angebote, die geeignet sind, die
Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen oder ihre
Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit zu beeinträchtigen, verbrei-
ten oder zugänglich machen, haben sie dafür Sorge zu
tragen, dass Kinder oder Jugendliche der betroffenen Al-
tersstufen sie üblicherweise nicht wahrnehmen. Die Al-
tersstufen sind:

1. ab 6 Jahren,

2. ab 12 Jahren,

3. ab 16 Jahren,

4. ab 18 Jahren.

Die Altersstufe ,ab 0 Jahre‘ kommt für offensichtlich nicht
entwicklungsbeeinträchtigende Angebote in Betracht. Bei
Angeboten, die Inhalte periodischer Druckerzeugnisse in
Text oder Bild wiedergeben, können gegen den Anbieter
erst dann Maßnahmen ergriffen werden, wenn eine aner-
kannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle oder
die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) festge-
stellt hat, dass das Angebot entwicklungsbeeinträchti-
gend ist.

(2) Angebote können entsprechend der Altersstufen ge-
kennzeichnet werden. Die Kennzeichnung muss die Al-
tersstufe sowie die Stelle, die die Bewertung
vorgenommen hat, eindeutig erkennen lassen. Anbieter
können ihre Angebote einer nach § 19 anerkannten Ein-
richtung der Freiwilligen Selbstkontrolle zur Bewertung
oder Bestätigung ihrer Bewertung vorlegen. Durch die
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KJM bestätigte Altersbewertungen von anerkannten Ein-
richtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle sind von den
obersten Landesjugendbehörden für die Freigabe und
Kennzeichnung inhaltsgleicher oder im Wesentlichen in-
haltsgleicher Angebote nach dem Jugendschutzgesetz zu
übernehmen; für die Prüfung durch die KJM gilt § 20
Abs. 3 Satz 1 und Abs. 5 Satz 2 entsprechend. 

(3) Die Kennzeichnung von Angeboten, die den Zugang
zu Inhalten vermitteln, die gemäß §§ 7 ff. des Telemedi-
engesetzes nicht vollständig in den Verantwortungsbe-
reich des Anbieters fallen, insbesondere weil diese von
Nutzern in das Angebot integriert werden oder das Ange-
bot durch Nutzer verändert wird, setzt voraus, dass der
Anbieter die Einbeziehung oder den Verbleib von Inhal-
ten im Gesamtangebot verhindert, die geeignet sind, die
Entwicklung von Kindern oder Jugendlichen, die das Al-
ter der gekennzeichneten Altersstufe noch nicht erreicht
haben, zu beeinträchtigen. Der Nachweis, dass ausrei-
chende Schutzmaßnahmen ergriffen wurden, gilt als er-
bracht, wenn sich der Anbieter dem Verhaltenskodex
einer anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbst-
kontrolle unterwirft.

(4) Altersfreigaben nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutz-
gesetzes sind für die Bewertung zu übernehmen. Es sind
die Kennzeichen der Selbstkontrollen nach dem Jugend-
schutzgesetz zu verwenden. Satz 1 gilt entsprechend für
Angebote, die mit den bewerteten Angeboten im Wesent-
lichen inhaltsgleich sind.

(5) Der Anbieter kann seiner Pflicht aus Absatz 1 da-
durch entsprechen, dass er

1. durch technische oder sonstige Mittel die Wahrneh-
mung des Angebots durch Kinder oder Jugendliche
der betroffenen Altersstufe unmöglich macht oder we-
sentlich erschwert oder

2. die Zeit, in der die Angebote verbreitet oder zugäng-
lich gemacht werden, so wählt, dass Kinder oder Ju-
gendliche der betroffenen Altersstufe üblicherweise
die Angebote nicht wahrnehmen. 

(6) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung im
Sinne von Absatz 1 auf Kinder oder Jugendliche anzu-
nehmen, erfüllt der Anbieter seine Verpflichtung nach
Absatz 1, wenn das Angebot nur zwischen 23 Uhr und 6
Uhr verbreitet oder zugänglich gemacht wird. Wenn eine
entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung auf Kinder oder
Jugendliche unter 16 Jahren zu befürchten ist, erfüllt der
Anbieter seine Verpflichtung nach Absatz 1, wenn das
Angebot nur zwischen 22 Uhr und 6 Uhr verbreitet oder
zugänglich gemacht wird. Bei der Wahl der Zeit zur Ver-
breitung des Angebots und des Umfelds für Angebote der
Altersstufe ,ab 12 Jahren‘ ist dem Wohl jüngerer Kinder
Rechnung zu tragen. 

(7) Ist eine entwicklungsbeeinträchtigende Wirkung im
Sinne von Absatz 1 nur auf Kinder unter 12 Jahren zu be-
fürchten, erfüllt der Anbieter von Telemedien seine Ver-
pflichtung nach Absatz 1, wenn das Angebot getrennt
von für diese Kinder bestimmten Angeboten verbreitet
wird oder abrufbar ist.

(8) Absatz 1 gilt nicht für Nachrichtensendungen, Sen-
dungen zum politischen Zeitgeschehen im Rundfunk
und vergleichbare Angebote bei Telemedien, es sei denn,
es besteht offensichtlich kein berechtigtes Interesse gera-
de an dieser Form der Darstellung oder Berichterstat-
tung.“

6. In § 7 Abs. 3 werden folgende neue Sätze 4 und 5 ange-
fügt: 

„Der Anbieter hat wesentliche Informationen über den
Jugendschutzbeauftragten leicht erkennbar, unmittelbar
erreichbar und ständig verfügbar zu halten. Sie müssen
insbesondere Namen, Anschrift und Daten enthalten, die
eine schnelle elektronische Kontaktaufnahme und un-
mittelbare Kommunikation mit ihm ermöglichen.“

7. In § 8 Abs. 1 wird die Angabe „Kommission für Jugend-
medienschutz (KJM)“ durch die Angabe „KJM“ ersetzt.

8. § 9 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Auf Antrag des Intendanten kann das jeweils zu-
ständige Organ der in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, des Deutschlandradios und
des ZDF sowie auf Antrag eines privaten Rundfunkveran-
stalters die KJM oder eine von dieser hierfür anerkannte
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle jeweils in
Richtlinien oder für den Einzelfall von § 5 Abs. 4 in Ver-
bindung mit § 5 Abs. 6 abweichen, wenn die Altersfreiga-
be nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes länger als
zehn Jahre zurückliegt oder das Angebot für die geplante
Sendezeit bearbeitet wurde.“

9. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 10

Programmankündigungen und Kennzeichnung“.

b) In Absatz 1 wird die Verweisung auf „§ 5 Abs. 4 und 5“
durch die Verweisung auf „§ 5 Abs. 6 und 7“ ersetzt.

c) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Die Kennzeichnung entwicklungsbeeinträchti-
gender Sendungen erfolgt durch optische oder akusti-
sche Mittel zu Beginn der Sendung. Ist eine ent-
wicklungsbeeinträchtigende Wirkung auf Kinder oder
Jugendliche unter 16 Jahren anzunehmen, muss die
Sendung durch akustische Zeichen angekündigt oder
durch optische Mittel während der gesamten Sen-
dung als ungeeignet für die entsprechende Altersstufe
kenntlich gemacht werden. Die in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF,
das Deutschlandradio und die KJM legen im Beneh-
men mit den obersten Landesjugendbehörden einheit-
liche Kennzeichen fest.“

10. Der III. Abschnitt wird wie folgt neu gefasst:

„ I I I .  A b s c h n i t t

Vorschriften für Telemedien

§ 11

Jugendschutzprogramme, Zugangssysteme

(1) Der Anbieter von Telemedien kann den Anforde-
rungen nach § 5 Abs. 5 Nr. 1 dadurch genügen, dass 

1. Angebote, die geeignet sind, die Entwicklung und Er-
ziehung von Kindern und Jugendlichen zu beein-
trächtigen, für ein geeignetes Jugendschutzprogramm
programmiert werden oder

2. durch ein geeignetes Zugangssystem der Zugang nur
Personen ab einer bestimmten Altersgruppe eröffnet
wird.

Zugangsvermittler (Diensteanbieter im Sinne von § 2 Nr. 1
des Telemediengesetzes, die aufgrund eines zivilrechtli-
chen Vertrages mit Hilfe von Telekommunikationsdiens-
ten nach § 3 Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes den
Zugang zur Nutzung fremder Telemedien vermitteln)
haben ihren Vertragspartnern ein anerkanntes Jugend-
schutzprogramm nach Satz 1 Nr. 1 leicht auffindbar anzu-
bieten. Dies gilt nicht gegenüber ausschließlich selbst-
ständigen oder gewerblichen Vertragspartnern, sofern
Jugendschutzbelange nicht berührt sind.

(2) Jugendschutzprogramme müssen einen dem jewei-
ligen Stand der Technik entsprechenden, nach den Al-
tersstufen gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 differenzierten Zugang
ermöglichen oder vergleichbar geeignet sein. Unabhängig
vom jeweiligen Stand der Technik sind Jugendschutzpro-
gramme nur dann geeignet, wenn sie 
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1. auf der Grundlage einer vorhandenen Anbieterkenn-
zeichnung einen altersdifferenzierten Zugang zu An-
geboten aus dem Geltungsbereich dieses Staatsvertra-
ges ermöglichen,

2. eine hohe Zuverlässigkeit bei der Erkennung aller An-
gebote bieten, die geeignet sind, die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen aller Altersstufen im Sinne
von § 5 Abs. 1 Satz 1 zu beeinträchtigen, und

3. es dem Nutzer ermöglichen, im Rahmen eines alters-
differenzierten Zugangs zu Angeboten festzulegen, in-
wieweit im Interesse eines höheren Schutzniveaus
unvermeidbare Zugangsbeschränkungen hingenom-
men werden.

(3) Jugendschutzprogramme nach Absatz 1 Nr. 1 müs-
sen zur Anerkennung ihrer Eignung vorgelegt werden.
Die zuständige Landesmedienanstalt trifft ihre Entschei-
dung durch die KJM. Zuständig ist die Landesmedienan-
stalt, bei der der Antrag auf Anerkennung gestellt ist. Ein
Jugendschutzprogramm gilt als anerkannt, wenn eine an-
erkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle ein
Jugendschutzprogramm positiv beurteilt und die KJM das
Jugendschutzprogramm nicht innerhalb von vier Mona-
ten nach Mitteilung der Beurteilung durch die Freiwillige
Selbstkontrolle beanstandet hat; für die Prüfung durch
die KJM gilt § 20 Abs. 5 Satz 2 entsprechend. Die Aner-
kennung kann ganz oder teilweise widerrufen werden,
wenn die Voraussetzungen für die Anerkennung nach-
träglich entfallen sind oder der Anbieter eines Jugend-
schutzprogramms keine Vorkehrungen zur Anpassung
an den jeweiligen Stand der Technik ergreift.

(4) Zugangssysteme, die den Zugang zu Inhalten nach
§ 4 Abs. 2 eröffnen, müssen gewährleisten, dass eine
Volljährigkeitsprüfung über eine persönliche Identifizie-
rung erfolgt und beim einzelnen Nutzungsvorgang nur
identifizierte und altersgeprüfte Personen Zugang erhal-
ten. Soweit der Zugang zu anderen Inhalten eröffnet
wird, ist bei der Ausgestaltung der Grad der Entwick-
lungsbeeinträchtigung nach § 5 Abs. 1 besonders zu be-
rücksichtigen.

§ 12

Kennzeichnung

Für Telemedien muss die Kennzeichnung so umgesetzt
werden, dass Jugendschutzprogramme diese Kennzeich-
nung zur Umsetzung eines altersdifferenzierten Zugangs
nutzen können. Die anerkannten Einrichtungen der Frei-
willigen Selbstkontrolle, die KJM, die in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio legen im Benehmen mit den
obersten Landesjugendbehörden einheitliche Kennzei-
chen und technische Standards für deren Auslesbarkeit
fest.“

11. In § 15 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Wörtern „Beneh-
men mit“ die Wörter „den nach § 19 anerkannten Ein-
richtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle,“ eingefügt.

12. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Nummer 6 eingefügt:

„6. die Herstellung des Benehmens nach § 10 Abs. 2
und § 12,“.

b) Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden die neuen
Nummern 7 bis 9.

13. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Medien“ die
Wörter „und den obersten Landesjugendbehörden“
eingefügt.

b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 2 angefügt:

„In dem Bericht ist die Dauer der Verfahren darzustel-
len.“

14. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „bis zum 31. De-
zember 2012“ gestrichen.

b) Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Bei Verstößen gegen Bestimmungen dieses
Staatsvertrages weist ,jugendschutz.net‘ den Anbieter
hierauf hin und informiert die KJM. Bei Verstößen
von Mitgliedern einer anerkannten Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle erfolgt der Hinweis zu-
nächst an diese Einrichtung.“

15. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 werden die Sätze 5 und 6 wie folgt neu ge-
fasst:

„Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle, die
zum 1. Januar 2010 aufgrund einer bestehenden Ver-
einbarung nach § 14 Abs. 6 Satz 1 des Jugendschutz-
gesetzes tätig sind, gelten als anerkannt, soweit es die
freiwillige Alterskennzeichnung von im Wesentlichen
unveränderbaren Spielprogrammen und für das Kino
produzierten Filmen betrifft, wenn diese Spielpro-
gramme und Filme zum Herunterladen im Internet
angeboten werden. Die jeweilige Einrichtung zeigt die
Aufnahme ihrer Tätigkeit nach Satz 5 der KJM an.“

b) Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:

„(5) Erfüllt eine nach Absatz 4 anerkannte Einrich-
tung der Freiwilligen Selbstkontrolle die Aufgaben
nach diesem Staatsvertrag im Einzelfall nicht, kann
die zuständige Landesmedienanstalt durch die KJM
Beanstandungen aussprechen. Die Anerkennung
kann ganz oder teilweise widerrufen oder mit Aufla-
gen verbunden werden, wenn Voraussetzungen für
die Anerkennung nicht oder nicht mehr vorliegen
oder sich die Spruchpraxis der Einrichtung nicht im
Einklang mit dem geltenden Jugendschutzrecht befin-
det. Die nach Landesrecht zuständigen Organe der
Landesmedienanstalten entwickeln hierzu Verfahrens-
kriterien. Eine Entschädigung für Vermögensnachtei-
le durch den Widerruf der Anerkennung wird nicht
gewährt.“

16. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern „durch
den Veranstalter“ ein Komma und der Halbsatz „mit
Ausnahme von Verstößen gegen § 4 Abs. 1,“ eingefügt.

b) In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 angefügt:

„Bei Verstößen gegen § 4 haben Widerspruch und An-
fechtungsklage des Anbieters von Telemedien keine
aufschiebende Wirkung.“

c) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„Ergibt sich danach keine Zuständigkeit oder bei Ge-
fahr im Verzug für unaufschiebbare Maßnahmen, ist
diejenige Landesmedienanstalt zuständig, in deren
Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervortritt.“

d) Absatz 7 wird gestrichen.

17. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe d wird der Verweis auf „§ 4
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4“ durch den Verweis auf
„§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 1. Alternative“ er-
setzt und die Angabe „oder § 7 Abs. 1“ ge-
strichen.
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bbb) Es wird folgender neuer Buchstabe e einge-
fügt:

„e) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 2. Al-
ternative den öffentlichen Frieden in ei-
ner die Würde der Opfer verletzenden
Weise dadurch stören, dass die natio-
nalsozialistische Gewalt- und Willkür-
herrschaft gebilligt, verherrlicht oder
gerechtfertigt wird,“.

ccc) Die bisherigen Buchstaben e bis i werden
die neuen Buchstaben f bis j.

ddd) Der bisherige Buchstabe j wird der neue
Buchstabe k und wie folgt neu gefasst:

„k) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 porno-
grafisch sind und Gewalttätigkeiten, se-
xuelle Handlungen von, an oder vor
Personen unter achtzehn Jahren oder
sexuelle Handlungen von Menschen
mit Tieren zum Gegenstand haben; dies
gilt auch bei virtuellen Darstellungen,
oder“.

eee) Der bisherige Buchstabe k wird der neue
Buchstabe l.

bb) Nummer 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„4. entgegen § 5 Abs. 1 Angebote verbreitet
oder zugänglich macht, die geeignet sind,
die Entwicklung von Kindern oder Jugend-
lichen zu einer eigenverantwortlichen und
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu be-
einträchtigen, ohne dafür Sorge zu tragen,
dass Kinder oder Jugendliche der betroffe-
nen Altersstufe sie üblicherweise nicht
wahrnehmen, es sei denn, dass der Anbie-
ter von Telemedien die von ihm angebote-
nen Inhalte durch ein von einer
anerkannten Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle zur Verfügung gestelltes
Klassifizierungssystem gekennzeichnet, die
Kennzeichnung dokumentiert und keine
unzutreffenden Angaben gemacht hat,“.

cc) Es wird folgende neue Nummer 5 eingefügt:

„5. entgegen § 5 Abs. 2 wiederholt sein Ange-
bot mit einer offenbar zu niedrigen Alters-
stufe bewertet oder kennzeichnet,“.

dd) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden die neu-
en Nummern 6 bis 8.

ee) Es wird folgende neue Nummer 9 eingefügt: 

„9. Werbung entgegen § 6 Abs. 2 bis 5 oder Te-
leshopping oder Sponsoring entgegen § 6
Abs. 6 verbreitet,“.

ff) Die bisherige Nummer 8 wird die neue Nummer 10
und nach der Angabe „§ 7“ wird die Angabe
„Abs. 1“ eingefügt.

gg) Es wird folgende neue Nummer 11 eingefügt:

„11. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 4 und 5 nicht die
wesentlichen Informationen über den Ju-
gendschutzbeauftragten leicht erkennbar,
unmittelbar erreichbar und ständig verfüg-
bar hält,“.

hh) Die bisherige Nummer 9 wird die neue Nummer 12.

ii) Die bisherige Nummer 10 wird die neue Nummer 13
und wie folgt neu gefasst:

„13. Sendungen entgegen der nach § 5 Abs. 4 zu
übernehmenden Altersfreigabe verbreitet,
ohne dass die KJM oder eine hierfür aner-
kannte Einrichtung der Freiwilligen Selbst-
kontrolle die Eignung zur Entwicklungsbe-
einträchtigung gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 ab-
weichend beurteilte,“.

jj) Die bisherigen Nummern 11 und 12 werden die
neuen Nummern 14 und 15.

kk) Die bisherige Nummer 13 wird gestrichen, die
bisherigen Nummern 14 bis 16 werden die neuen
Nummern 16 bis 18.

b) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz-
lich im Rahmen eines Verfahrens zur Anerkennung
einer Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle
nach § 19 Abs. 4 falsche Angaben macht.“

Artikel 2

Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt
geändert durch den Dreizehnten Rundfunkänderungsstaats-
vertrag vom 30. Oktober bis 20. November 2009, wird wie
folgt geändert:

1. In § 16 d Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung „nach § 319
Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuches“ gestrichen.

2. In § 49 Abs. 2 wird die Angabe „15 und 16“ durch die An-
gabe „28 und 29“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages

In § 21 Abs. 1 Buchst. t des Deutschlandradio-Staatsvertra-
ges vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den Zwölften
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 18. Dezember 2008,
werden die Wörter „des Bundes der stalinistisch Verfolgten“
durch die Wörter „der Vereinigung der Opfer des Stalinismus“
ersetzt.

Artikel 4

Kündigung, 
Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in Artikel 1, 2 und 3 geänderten
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvor-
schriften maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. Sind
bis zum 31. Dezember 2010 nicht alle Ratifikationsurkunden
bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstands-
los.

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsi-
dentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunden mit.

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Ju-
gendmedienschutz-Staatsvertrages, des Rundfunkstaatsver-
trages und des Deutschlandradio-Staatsvertrages in der
Fassung, die sich aus den Artikeln 1, 2 und 3 ergibt, mit neu-
em Datum bekannt zu machen.
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Für das Land Baden-Württemberg:

Berlin, den 10. 6. 2010 Stefan M a p p u s

Für den Freistaat Bayern:

Berlin, den 10. 6. 2010 Horst S e e h o f e r

Für das Land Berlin:

Berlin, den 10. 6. 2010 Klaus W o w e r e i t

Für das Land Brandenburg:

Berlin, den 10. 6. 2010 Matthias P l a t z e c k

Für die Freie Hansestadt Bremen:

Berlin, den 10. 6. 2010 Jens B ö h r n s e n

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:

Berlin, den 10. 6. 2010 Ole v o n  B e u s t

Für das Land Hessen:

Berlin, den 10. 6. 2010 R. K o c h

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:

Berlin, den 10. 6. 2010 Erwin S e l l e r i n g

Für das Land Niedersachsen:

Berlin, den 10. 6. 2010 Christian W u l f f

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Berlin, den 10. 6. 2010 Jürgen R ü t t g e r s

Für das Land Rheinland-Pfalz:

Berlin, den 10. 6. 2010 Kurt B e c k

Für das Saarland:

Berlin, den 10. 6. 2010 Peter M ü l l e r

Für den Freistaat Sachsen:

Berlin, den 10. 6. 2010 St. T i l l i c h

Für das Land Sachsen-Anhalt:

Berlin, den 10. 6. 2010 B ö h m e r

Für das Land Schleswig-Holstein:

Berlin, den 10. 6. 2010 Peter Harry C a r s t e n s e n 

Für den Freistaat Thüringen:

Berlin, den 10. 6. 2010 Christine L i e b e r k n e c h t
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Protokollerklärung aller Länder zum 14. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag

Die Länder kommen angesichts der dynamischen Entwick-
lung der Medien überein, die Bestimmungen dieses Staatsver-
trages spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten zu evaluieren.

Protokollerklärung aller Länder zu § 5 des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages

Die Länder erwarten, dass Anbieter gemäß § 3, die gewerbs-
mäßig oder in großem Umfang Telemedien verbreiten oder
zugänglich machen, auch die für Kinder oder Jugendliche un-
bedenklichen Angebote für eine Positivliste programmieren,
die auf der Grundlage einer Kooperation von staatlichen Stel-
len, Unternehmen und Einrichtungen der Freiwilligen Selbst-
kontrolle zusammen gestellt wird (z. B. „fragFINN“).

Die Länder begrüßen die Anstrengungen der Anbieter, zur
Kennzeichnung von Inhalten Selbstklassifizierungssysteme
zu entwickeln. Sie sehen in Selbstklassifizierungssystemen ei-
nen wichtigen Schritt zur Verbreitung von Alterskennzeich-
nungen. Die Länder nehmen in Aussicht, die Nutzung solcher
Systeme weiter zu privilegieren, sobald entsprechende Erfah-
rungen aus der Praxis vorliegen.

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg, der
Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Ham-
burg, des Landes Hessen, des Saarlandes, des Landes Sach-
sen und des Landes Schleswig-Holstein zu § 5 des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages

Das Land Baden-Württemberg, die Freie Hansestadt Bre-
men, die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Hessen,
das Saarland, das Land Sachsen und das Land Schleswig-Hol-
stein unterstreichen, dass die technische Umsetzung von Ju-
gendschutzmaßnahmen nicht dazu führen darf, dass
anderweitige Schutzvorkehrungen verpflichtend vorgeschrie-
ben werden.

Das Land Baden-Württemberg, die Freie Hansestadt Bre-
men, die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Hessen,
das Saarland, das Land Sachsen und das Land Schleswig-Hol-
stein stellen fest, dass die Kontrollpflichten von Anbietern für
fremde Inhalte, auch im Rahmen von Foren und Blogs, durch
diesen Staatsvertrag nicht erweitert werden.

Protokollerklärung aller Länder zu § 10 Abs. 2 des Jugend-
medienschutz-Staatsvertrages

Die Länder sehen bei der digitalen Rundfunkübertragung
technische Möglichkeiten zur Alterskennzeichnung, die u. a.
von Digitalreceivern und Festplattenrekordern ausgelesen
werden kann. Dies könnte ein wichtiger Ansatz zur Fortent-

wicklung des Jugendmedienschutzes sein. Sie erwarten von
den Rundfunkveranstaltern und den Anbietern von Digitalre-
ceivern und Festplattenrekordern Anstrengungen, die digitale
Auslesbarkeit von Alterskennzeichen technisch umzusetzen.

Protokollerklärung des Landes Baden-Württemberg

Die Verbreitung von Inhalten über das Internet hat in den
vergangenen Jahren eine besondere Dynamik erfahren. Neue
Kommunikationsformen und Dienste haben den Menschen
hierbei einfache, leicht zugängliche Möglichkeiten der Mei-
nungsäußerung und Interaktion eröffnet. Diese Formen der
Bürgerbeteiligung stellen einen wertvollen Beitrag zur politi-
schen Willensbildung und damit gelebte Meinungsfreiheit in
einer modernen Demokratie dar.

Das Land Baden-Württemberg begrüßt diese Entwicklung
und bekennt sich zu der Verantwortung unseres freiheitlichen
Staatswesens, die rechtlichen Rahmenbedingungen im Be-
reich der Telemedien so auszugestalten, dass diese neuen For-
men der Bürgerbeteiligung bestmögliche Entfaltungsmöglich-
keiten finden. Zu hohe und unklare rechtliche Anforderungen
können dabei insbesondere auf private und nicht gewerbliche
Anbieter von Medieninhalten eine abschreckende Wirkung
entfalten. Dies birgt die Gefahr, dass diese aus Sorge vor un-
übersehbaren rechtlichen Konsequenzen auf die Nutzung des
Internets als Verbreitungsweg ihrer Medienangebote verzich-
ten.

Der aktuellen Konzeption des Jugendmedienschutzes liegt
erkennbar das Bemühen zugrunde, die bisherigen, ganz über-
wiegend auf die kommerzielle Verbreitung von Medienange-
boten zugeschnittenen Lösungen auch für die veränderten
Strukturen der Medienverbreitung über das Internet nutzbar
zu machen. Schutzmaßnahmen wie Sendezeitbegrenzungen
oder die Kennzeichnung von Produkten mit Altersbeschrän-
kungen haben sich dabei für die klassischen Verbreitungswe-
ge (Rundfunk, Vertrieb von Ton- und Datenträgern) bewährt.
Aufgrund der unterschiedlichen Verbreitungswege und der
hohen Zahl nicht gewerblicher Anbieter im Internet lassen
sich mit diesen Mechanismen aber nicht ohne weiteres sämt-
liche Besonderheiten der Medienverbreitung über das Inter-
net abbilden.

Das Land Baden-Württemberg tritt daher dafür ein, die in
Aussicht genommene Evaluation des neuen Jugendmedien-
schutzstaatsvertrages zugleich als Chance für eine grundle-
gende Neukonzeption des Jugendmedienschutzes für
Internetangebote zu nutzen. Nur so lassen sich maßgeschnei-
derte Lösungen finden, die dem Bedürfnis sowohl nach einem
effektiven Erwerb von Medienkompetenz durch Kinder und
Jugendliche als auch nach vorbeugendem Schutz vor jugend-
gefährdenden Inhalten Rechnung tragen.
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Niedersächsisches 
Ausführungsgesetz zum Zensusgesetz 2011 

(Nds. AG ZensG 2011)

Vom 6. Oktober 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Aufgaben und Befugnisse der Landesstatistikbehörde, 
Fachaufsicht

(1) Zuständige Behörde für die Vorbereitung und Durchfüh-
rung des Zensus nach dem Zensusgesetz 2011 (ZensG 2011)
vom 8. Juli 2009 (BGBl. I S. 1781) in der jeweils geltenden
Fassung (Zensus 2011) und oberste Erhebungsstelle ist die
Landesstatistikbehörde, soweit in diesem Gesetz nichts ande-
res bestimmt ist.

(2) Die Landesstatistikbehörde stellt die durch den Zensus
2011 mit Stand vom 9. Mai 2011 (Berichtszeitpunkt) ermittel-
ten amtlichen Einwohnerzahlen des Landes und der Gemein-
den fest.

(3) Die zur Erfüllung der Aufgaben der örtlichen Erhebungs-
stellen erforderlichen zentralen Verfahren zur Informations-
und Datenverarbeitung werden von der Landesstatistikbehör-
de bereitgestellt. 

(4) 1Die Kommunen, bei denen nach § 2 örtliche Erhebungs-
stellen einzurichten sind, nehmen die ihnen übertragenen
Aufgaben bei der örtlichen Durchführung des Zensus 2011 als
staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung (Aufgaben
des übertragenen Wirkungskreises) wahr und unterstehen in-
soweit der Fachaufsicht des Landes. 2Die Fachaufsicht führt
das für Inneres zuständige Ministerium.

§ 2

Einrichtung und Abschottung der 
örtlichen Erhebungsstellen

(1) 1Die örtliche Durchführung des Zensus 2011 obliegt 

1. den Gemeinden mit mindestens 30 000 Einwohnerinnen
und Einwohnern,

2. im Übrigen den Landkreisen,

die zur Erfüllung dieser Aufgaben im erforderlichen Umfang
Erhebungsstellen im Sinne des § 10 ZensG 2011 (örtliche Er-
hebungsstellen) einzurichten haben. 2Maßgebend für die Ge-
meindegröße nach Satz 1 Nr. 1 ist die von der Landesstatistik-
behörde zum 30. Juni 2009 ermittelte Einwohnerzahl.

(2) 1Die örtlichen Erhebungsstellen sind durch personelle,
organisatorische und räumliche Maßnahmen von anderen Or-
ganisationseinheiten der Kommunalverwaltung zu trennen.
2Bei der Verarbeitung von Einzelangaben in Datenverarbei-
tungsanlagen ist die Abschottung dieser Daten gegenüber
anderen Verwaltungsdaten und ihre Zweckbindung durch zu-
sätzliche organisatorische, personelle und technische Maß-
nahmen der Datensicherung zu gewährleisten. 3Als örtliche
Erhebungsstelle kann auch eine für die Statistik zuständige
Organisationseinheit bestimmt werden, die nach § 9 Abs. 2
des Niedersächsischen Statistikgesetzes (NStatG) durch Sat-
zung eingerichtet worden ist und die Anforderungen an eine
örtliche Erhebungsstelle erfüllt.

(3) Unbeschadet der weiteren Möglichkeiten kommunaler
Zusammenarbeit und der Regelung in § 1 Abs. 4 NStatG kön-
nen mehrere der in Absatz 1 Satz 1 genannten Kommunen
eine gemeinsame Erhebungsstelle einrichten, insbesondere
wenn anders die Anforderungen an die Abschottung nach Ab-
satz 2 Sätze 1 und 2 nicht erfüllt werden können, wobei die
Rechte und Pflichten der beteiligten Kommunen unberührt
bleiben.

(4) Das Nähere über die Anforderungen an die Abschottung
nach Absatz 2 Sätze 1 und 2 bestimmt das für Inneres zustän-
dige Ministerium durch Verwaltungsvorschrift.

§ 3

Aufgaben der örtlichen Erhebungsstellen

(1) 1Die örtlichen Erhebungsstellen führen 

1. die Erhebungen nach den §§ 7, 8 und 16 ZensG 2011 und

2. die Erhebungen nach § 15 Abs. 3 und 4 ZensG 2011, so-
weit ein schriftliches Erhebungsverfahren von der Landes-
statistikbehörde nicht erfolgreich durchgeführt werden
konnte,

durch. 2Im Rahmen der Erhebung nach § 6 ZensG 2011 sind
die örtlichen Erhebungsstellen zuständig

1. für die Ermittlung von Auskunftspflichtigen und deren
Anschriften, wenn die Landesstatistikbehörde sie nicht er-
mitteln konnte, und

2. für die ersatzweise Befragung bei fehlenden, unvollständi-
gen oder widersprüchlichen Antworten an die Landessta-
tistikbehörde;

dabei haben sie insbesondere die Vollzähligkeit und Vollstän-
digkeit der Angaben zu prüfen, Anfragen von Auskunfts-
pflichtigen zu beantworten und hierfür erreichbar zu sein und
die ermittelten Angaben und die eingegangenen Erhebungs-
unterlagen der Landesstatistikbehörde zu übermitteln.

(2) 1Die örtlichen Erhebungsstellen haben bei der Durchfüh-
rung der Erhebungen nach Absatz 1 Satz 1 insbesondere

1. die erforderlichen Vorbereitungsmaßnahmen zu treffen, 

2. Anfragen von Auskunftspflichtigen zu beantworten und
hierfür erreichbar zu sein, 

3. erforderlichenfalls die Auskunftspflichtigen durch Verwal-
tungsakt zur Auskunftserteilung aufzufordern, soweit es
sich um die Erfüllung der Auskunftspflichten nach § 18
Abs. 1 und 3 bis 7 ZensG 2011 handelt, mit Ausnahme der
Auskunftspflicht zu den Erhebungen nach § 17 Abs. 2 und 3
ZensG 2011, 

4. die Erhebungsunterlagen auf Vollzähligkeit und Vollstän-
digkeit zu prüfen,

5. die vollzählige Erfassung und vollständige Befragung der
Erhebungseinheiten zu bestätigen,

6. die ermittelten Angaben und die eingegangenen Erhe-
bungsunterlagen an die Landesstatistikbehörde zu über-
mitteln und

7. beim Einsatz von Erhebungsbeauftragten die in § 17 Abs. 1
ZensG 2011 festgelegten Dokumentationspflichten zu er-
füllen.

2Für die Durchsetzung eines Verwaltungsaktes nach Satz 1
Nr. 3 ist die Körperschaft zuständig, bei der die örtliche Erhe-
bungsstelle eingerichtet ist.

(3) Die örtlichen Erhebungsstellen sind nicht befugt, Aus-
wertungen der erhobenen Daten selbst vorzunehmen oder
durch Dritte vornehmen zu lassen. 

§ 4

Erhebungsbeauftragte

(1) Werden bei der Durchführung der Erhebungen Erhe-
bungsbeauftragte eingesetzt, so sind diese durch die Erhe-
bungsstelle anzuleiten und zu beaufsichtigen.



Nds. GVBl. Nr. 24/2010, ausgegeben am 14. 10. 2010

459

(2) 1Bürgerinnen und Bürger, die das 18. Lebensjahr vollen-
det haben, sind zur Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit
als Erhebungsbeauftragte verpflichtet. 2Bürgerinnen und Bür-
ger sind Personen, die Deutsche im Sinne des Artikels 116
Abs. 1 des Grundgesetzes sind oder die Staatsangehörigkeit ei-
nes anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen
und ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt in Niedersach-
sen haben. 3Anderen Personen können die Erhebungsstellen
die ehrenamtliche Tätigkeit als Erhebungsbeauftragte mit
ihrem Einverständnis übertragen. 4Bürgerinnen und Bürger
dürfen nur aus wichtigem Grund die Übernahme der ehren-
amtlichen Tätigkeit ablehnen oder ihr Ausscheiden verlan-
gen. 5Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn den Bürgerinnen
und Bürgern die ehrenamtliche Tätigkeit wegen ihres Alters,
ihres Gesundheitszustandes, ihrer Berufs- oder Familienver-
hältnisse oder wegen sonstiger in ihrer Person liegender Um-
stände nicht zugemutet werden kann.

(3) 1Die Gemeinden, die keine örtliche Erhebungsstelle ein-
zurichten haben, und die sonstigen der Aufsicht des Landes
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts
benennen den örtlichen Erhebungsstellen in dem Landkreis,
dem sie angehören oder in dem sie ihren Sitz haben, oder der
Landesstatistikbehörde auf Ersuchen Bedienstete für die
Übernahme der Tätigkeit als Erhebungsbeauftragte und stel-
len diese, soweit im Einzelfall erforderlich, für diese Tätigkeit
frei; Kernaufgaben der Verwaltung dürfen nicht unterbrochen
werden. 2Die in Satz 1 genannten Gemeinden benennen über
den Personenkreis nach Satz 1 hinaus den örtlichen Erhe-
bungsstellen in dem Landkreis, dem sie angehören, oder der
Landesstatistikbehörde auf Ersuchen Bürgerinnen und Bürger
ihrer Gemeinde zur Bestellung als Erhebungsbeauftragte.

(4) Die Erhebungsstellen dürfen personenbezogene Daten
der Erhebungsbeauftragten zur Sicherstellung der ordnungs-
gemäßen Aufgabenerfüllung und zur Berechnung der Auf-
wandsentschädigungen speichern und mit Daten zur organi-
satorischen Durchführung der Aufgaben nach § 3 verknüpfen.

§ 5

Übermittlung von Daten

(1) Zur Prüfung der Anschriften nach § 14 Abs. 1 ZensG 2011
übermitteln die für die Bauleitplanung zuständigen Stellen in
den Fällen des § 14 Abs. 2 Satz 2 ZensG 2011 der Landessta-
tistikbehörde auf Ersuchen die erforderlichen Angaben.

(2) 1Die nach § 11 Abs. 2 Nr. 3 des Finanz- und Personalsta-
tistikgesetzes (FPStatG) in der Fassung vom 22. Februar 2006
(BGBl. I S. 438), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 27. Mai 2010 (BGBl. I S. 671), auskunftspflichtigen Stel-
len, die nicht bereits der Auskunftspflicht nach § 5 Satz 1
ZensG 2011 unterliegen, übermitteln der Landesstatistikbe-
hörde für das in einem unmittelbaren Dienst- oder Dienstord-
nungsverhältnis stehende Personal der in § 2 Abs. 1 FPStatG
genannten Erhebungseinheiten zum Berichtszeitpunkt inner-
halb von drei Monaten elektronisch die in § 5 Satz 1
ZensG 2011 genannten Daten. 2Bei Personal der Erhebungs-
einheiten des Landes nach § 2 Abs. 1 Nrn. 2 und 10 FPStatG
umfasst die Datenübermittlung zu den Merkmalen nach § 5
Satz 1 Nr. 1 Buchst. c ZensG 2011 auch das Kapitel im Haus-
haltsplan.

§ 6

Zuständigkeit für Ordnungswidrigkeiten
1Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkei-

ten nach § 23 des Bundesstatistikgesetzes vom 22. Januar 1987
(BGBl. I S. 462, 565), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 7. September 2007 (BGBl. I S. 2246), ist, soweit
es sich um die Erfüllung der Auskunftspflichten nach § 18
Abs. 1 und 3 bis 7 ZensG 2011 handelt, mit Ausnahme der
Auskunftspflicht zu den Erhebungen nach § 17 Abs. 2 und 3
ZensG 2011, die Körperschaft zuständig, bei der die örtliche
Erhebungsstelle eingerichtet ist. 2Im Übrigen gelten die allge-
meinen Regelungen.

§ 7

Zuweisungen

(1) 1Die in § 2 Abs. 1 genannten Kommunen erhalten vom
Land zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben Finanzzuwei-
sungen auf die pauschalierten Kosten in Höhe von insgesamt
9 559 320 Euro, davon entfallen

1. 1 982 000 Euro auf die Einrichtung und den Betrieb der
Erhebungsstellen,

2. 3 615 000 Euro auf die Erhebungen nach § 6 ZensG 2011,

3. 2 263 320 Euro auf die Erhebungen nach § 8 ZensG 2011,

4. 40 000 Euro auf die Erhebungen nach § 15 Abs. 3 und 4
ZensG 2011 und

5. 1 659 000 Euro auf die Erhebungen nach § 16 ZensG 2011.
2In dem Gesamtbetrag nach Satz 1 ist der Kostenausgleich für
die Erhebungen nach § 7 ZensG 2011 nicht enthalten; inso-
weit gilt Absatz 3.

(2) 1Die Aufteilung der Finanzzuweisungen erfolgt

1. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 4
nach der Einwohnerzahl,

2. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 nach der
von der Landesstatistikbehörde zum 31. Dezember 2009
ermittelten Anzahl an Gebäuden mit Wohnraum,

3. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 gemäß der
Anlage und

4. für die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 unter den
Landkreisen nach der anteiligen Einwohnerzahl der kreis-
angehörigen Gemeinden unter 10 000 Einwohnerinnen
und Einwohnern.

2Maßgebend für die Verteilung der Zuweisungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 ist die von der Landesstatistikbehörde er-
mittelte Einwohnerzahl mit Stand 30. Juni 2009 und für die
Verteilung der Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 4 und 5
die von der Landesstatistikbehörde ermittelte Einwohnerzahl
mit Stand 30. Juni 2010. 3Für die Bestimmung der maßge-
benden Einwohnerzahlen gelten § 137 Abs. 3 der Nieder-
sächsischen Gemeindeordnung und § 79 Abs. 3 der Nieder-
sächsischen Landkreisordnung entsprechend. 4Stehen einer
kreisangehörigen Gemeinde Leistungen nach Absatz 1 Satz 1
Nrn. 1 und 4 zu, so vermindert sich für die Verteilung nach
Satz 1 Nr. 1 die Einwohnerzahl des Landkreises, dem sie an-
gehört, um deren Einwohnerzahl; für die Region Hannover
und die regionsangehörigen Gemeinden gilt Halbsatz 1 ent-
sprechend. 5Satz 4 gilt für die Leistungen nach Absatz 1 Satz 1
Nr. 2 und deren Verteilung nach Satz 1 Nr. 2 entsprechend
für die Anzahl an Gebäuden mit Wohnraum.

(3) Für die Erhebungen nach § 7 ZensG 2011 wird ein Pau-
schalbetrag in Höhe von 10,64 Euro je in die Stichprobe zum
Zeitpunkt der Ziehung der ergänzenden Stichprobe nach § 7
Abs. 3 Satz 2 ZensG 2011 einbezogener Stichprobenperson
gewährt. 

(4) Die Kosten der Datenübermittlungen an die Landessta-
tistikbehörde nach § 5 werden nicht erstattet. 

(5) 1Im vierten Quartal 2010 erfolgen Abschlagszahlungen
auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 in Höhe von
80 vom Hundert. 2Zum 30. Juni 2011 erfolgen die Restzahlun-
gen auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Ab-
schlagszahlungen auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1
Nrn. 2 bis 5 und Absatz 3 in Höhe von 80 vom Hundert. 3Die
Restzahlungen auf die Zuweisungen nach Absatz 1 Satz 1
Nrn. 2 bis 5 und Absatz 3 erfolgen zum 31. März 2012. 

(6) Für die Verjährung, die Festsetzung der Leistungen und
den Zahlungsverkehr gelten die §§ 19 und 20 Abs. 1 Sätze 1
und 2, Abs. 2 Sätze 2, 3 und 5 sowie § 21 Abs. 5 Sätze 1 und 2
des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich
entsprechend.
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§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft
und am 31. Dezember 2015 außer Kraft. 

Hannover, den 6. Oktober 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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Anlage

(zu § 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3)

 

Landkreise und Region Betrag
in Euro

Ammerland 20 068

Aurich 20 879

Celle 27 881

Cloppenburg 14 953

Cuxhaven 37 445

Diepholz 29 810

Emsland 28 769

Friesland 18 743

Gifhorn 25 112

Goslar 51 561

Göttingen 33 151

Grafschaft Bentheim 11 893

Hameln-Pyrmont 27 984

Hannover 48 136

Harburg 25 837

Helmstedt 21 715

Hildesheim 37 857

Holzminden 32 127

Leer 15 445

Lüchow-Dannenberg 11 108

Lüneburg 21 321

Nienburg 17 152

Northeim 32 894

Oldenburg 15 378

Osnabrück 45 088

Osterholz 33 160

Osterode am Harz 26 025

Peine 12 980

Rotenburg 85 051

Schaumburg 58 592

Soltau-Fallingbostel 120 575

Stade 11 941

Uelzen 21 967

Vechta 17 329

Verden 25 434

Wesermarsch 19 247

Wittmund 12 071

Wolfenbüttel 14 902

Kreisfreie Städte, Stadt Göttingen,
Landeshauptstadt Hannover

Betrag in 
Euro

Braunschweig 104 340

Delmenhorst 29 673

Emden 16 713

Göttingen 106 564

Landeshauptstadt Hannover 186 750

Oldenburg (Oldenburg) 83 936

Osnabrück 65 057

Salzgitter 24 033

Wilhelmshaven 40 624

Wolfsburg 19 686

Große selbständige Städte Betrag 
in Euro

Celle 39 092

Cuxhaven 17 010

Goslar 12 123

Hameln 12 703

Hildesheim 25 440

Lingen (Ems) 8 418

Lüneburg 26 962

Gemeinden mit mindestens 
30 000 Einwohnerinnen und Einwohnern

Betrag
in Euro

Stadt Achim 3 179

Stadt Aurich (Ostfriesland) 5 947

Stadt Barsinghausen 9 490

Stadt Bramsche 2 194

Stadt Buchholz in der Nordheide 4 452

Stadt Buxtehude 11 436

Stadt Cloppenburg 4 622

Ganderkesee 7 193

Stadt Garbsen 14 471

Stadt Georgsmarienhütte 3 956

Stadt Gifhorn 15 826

Stadt Laatzen 7 524

Stadt Langenhagen 10 569

Stadt Leer (Ostfriesland) 13 385

Stadt Lehrte 6 686

Stadt Melle 7 298

Stadt Meppen 6 593

Stadt Neustadt am Rübenberge 21 863

Stadt Nienburg (Weser) 18 499

Stadt Nordhorn 11 031

Stadt Osterholz-Scharmbeck 7 619

Stadt Papenburg 4 942

Stadt Peine 16 588

Stadt Seelze 2 976

Seevetal 3 043

Stadt Stade 12 942

Stuhr 3 441

Stadt Uelzen 17 456

Stadt Vechta 9 987

Weyhe 3 011

Stadt Winsen (Luhe) 3 953

Stadt Wolfenbüttel 14 721

Stadt Wunstorf 25 776
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G e s e t z
zur Gleichstellung Eingetragener Lebenspartnerschaften

Vom 7. Oktober 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Gesetzes
über den Niedersächsischen Landesrechnungshof

In § 6 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über den Niedersächsi-
schen Landesrechnungshof vom 27. November 1991 (Nds.
GVBl. S. 301), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 13. Oktober 2005 (Nds. GVBl. S. 296), werden nach dem
Wort „verheiratet“ ein Komma und die Worte „in Lebenspart-
nerschaft verbunden“ eingefügt.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes

Das Niedersächsische Besoldungsgesetz in der Fassung vom
7. November 2008 (Nds. GVBl. S. 334), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 9. September 2009 (Nds. GVBl.
S. 318), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 3 werden die Worte „gelten die“ durch die Worte
„gelten das Bundesbesoldungsgesetz (BBesG) in der bis zum
31. August 2006 geltenden Fassung vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4
des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), das Be-
amtenversorgungsgesetz (BeamtVG) in der bis zum 31. Au-
gust 2006 geltenden Fassung vom 16. März 1999 (BGBl. I
S. 322, 847, 2033), zuletzt geändert durch Artikel 8 des
Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818), und die sons-
tigen“ ersetzt.

2. Nach § 1 wird der folgende § 1 a eingefügt:

„§ 1 a

Gleichstellung von Ehen und 
Eingetragenen Lebenspartnerschaften

(1) Bei der Anwendung der in § 1 Abs. 3 genannten bun-
desrechtlichen Vorschriften, der Vorschriften dieses Geset-
zes und der auf diesem Gesetz beruhenden Verordnungen
sind Ehen und Eingetragene Lebenspartnerschaften nach
Maßgabe der folgenden Regelungen gleichzustellen.

(2) Für die Anwendung der in Absatz 1 genannten Vor-
schriften gelten die Vorschriften,

1. die sich auf die Begründung, das Bestehen, das frühere
Bestehen oder die Auflösung einer Ehe beziehen, ent-
sprechend für die Begründung, das Bestehen, das frühere
Bestehen oder die Auflösung einer Lebenspartner-
schaft,

2. die sich auf gegenwärtige oder frühere Ehepartner und
deren Angehörige beziehen, entsprechend für gegenwär-
tige oder frühere Lebenspartner und deren Angehörige.

(3) Abweichend von § 57 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 1 BBesG
wird der Mietzuschuss gezahlt an den Ehegatten, den die
Ehegatten bestimmen, oder, falls sie keine Bestimmung
treffen, an beide Ehegatten jeweils zur Hälfte.

(4) Eine überlebende Lebenspartnerin oder ein überle-
bender Lebenspartner hat keinen Anspruch auf Hinterblie-
benenversorgung, Unfall-Hinterbliebenenversorgung oder
Bezüge bei Verschollenheit, soweit zugleich ein entspre-
chender Anspruch einer Witwe des verstorbenen oder ver-
schollenen Beamten oder Ruhestandsbeamten oder eines
Witwers der verstorbenen oder verschollenen Beamtin
oder Ruhestandsbeamtin besteht.“

3. In § 2 a Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „des Bundesbesol-
dungsgesetzes (BBesG) in der Fassung vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4
des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466),“ durch
die Angabe „BBesG“ ersetzt.

4. In § 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 wird die Angabe „des Beamtenver-
sorgungsgesetzes (BeamtVG) in der Fassung vom 16. März
1999 (BGBl. I S. 322, 847, 2033), zuletzt geändert durch
Artikel 8 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818),“
durch die Angabe „BeamtVG“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Niedersächsischen
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Das Niedersächsische Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen
Gesetzbuch vom 4. März 1971 (Nds. GVBl. S. 73), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 6. Juni 2008 (Nds.
GVBl. S. 210), wird wie folgt geändert:

1. In § 13 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Eheschlie-
ßung“ ein Komma und die Worte „Begründung einer Le-
benspartnerschaft“ eingefügt.

2. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Worte „und Lebenspartner“ eingefügt.

b) In Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die Worte
„oder Lebenspartner“ eingefügt.

c) In Satz 2 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die Worte
„oder Lebenspartnern“ eingefügt.

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit

Das Niedersächsische Gesetz über die freiwillige Gerichtsbar-
keit in der Fassung vom 24. Februar 1971 (Nds. GVBl. S. 43),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 1998 (Nds. GVBl. S. 710), wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 14 Satz 1 wird das Wort „ehelichen“ durch das
Wort „Gütergemeinschaft“ ersetzt.

2. In Artikel 29 Abs. 2 wird das Wort „ehelichen“ gestrichen.

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen Fischereigesetzes

In § 31 Abs. 1 Satz 4 des Niedersächsischen Fischereigeset-
zes vom 1. Februar 1978 (Nds. GVBl. S. 81, 375), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2007 (Nds.
GVBl. S. 144), werden nach dem Wort „Ehegatte“ die Worte
„oder der Lebenspartner“ eingefügt.

Artikel 6

Änderung des Gesetzes über die 
Landwirtschaftskammer Niedersachsen

§ 7 des Gesetzes über die Landwirtschaftskammer Nieder-
sachsen in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl.
S. 61, 176), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. November
2007 (Nds. GVBl. S. 637), wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nummer 1 Buchst. c erhält folgende Fassung:

„c) Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und
Lebenspartner der nach den Buchstaben a und b
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wahlberechtigten Personen, wenn sie nicht außer-
halb des von ihrer Ehegattin, ihrem Ehegatten, ihrer
Lebenspartnerin oder ihrem Lebenspartner bewirt-
schafteten oder geleiteten landwirtschaftlichen Be-
triebes hauptberuflich tätig sind;“.

b) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. in der Wahlgruppe 2:

a) hauptberuflich in landwirtschaftlichen Betrie-
ben tätige Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, wenn sie nicht als leitende Angestellte,
Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen
oder Lebenspartner oder voll mitarbeitende Fa-
milienangehörige der Wahlgruppe 1 angehören;

b) Ehegattinnen, Ehegatten, Lebenspartnerinnen
und Lebenspartner der nach Buchstabe a wahl-
berechtigten Personen, wenn sie nicht als Be-
triebsinhaberin oder Betriebsinhaber, leitende
Angestellte oder voll mitarbeitende Familien-
angehörige der Wahlgruppe 1 angehören oder
in einem anderen als dem landwirtschaftlichen
Beruf hauptberuflich tätig sind.“

2. In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Ehegattinnen und
Ehegatten“ durch die Worte „Ehegattinnen, Ehegatten, Le-
benspartnerinnen und Lebenspartner“ und die Worte „des
anderen Ehegatten“ durch die Worte „der anderen Ehegat-
tin oder Lebenspartnerin oder des anderen Ehegatten oder
Lebenspartners“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung des Realverbandsgesetzes

In § 23 Abs. 1 Satz 4 des Realverbandsgesetzes vom 4. No-
vember 1969 (Nds. GVBl. S. 187), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl. S. 412),
werden nach dem Wort „Ehegatte“ ein Komma und die Worte
„der Lebenspartner“ eingefügt.

Artikel 8

Änderung des Aufnahmegesetzes

In § 1 Abs. 4 Satz 2 des Aufnahmegesetzes vom 11. März
2004 (Nds. GVBl. S. 100), geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 2007 (Nds. GVBl. S. 710), werden nach dem Wort
„tragen“ ein Semikolon und die Worte „Lebenspartnerinnen
und Lebenspartner jeweils gleichen Geschlechts stehen Ehe-
gatten gleich, wenn die Lebenspartnerschaft nach dem Lebens-
partnerschaftsgesetz oder Rechtsvorschriften eines anderen
Staates, die dem Lebenspartnerschaftsgesetz sachlich im We-
sentlichen entsprechen, begründet wurde“ eingefügt.

Artikel 9

Änderung des Ausführungsgesetzes zum 
Gerichtsverfassungsgesetz

In § 7 Abs. 1 Nr. 2 des Ausführungsgesetzes zum Gerichts-
verfassungsgesetz vom 5. April 1963 (Nds. GVBl. S. 225), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Januar 2007
(Nds. GVBl. S. 51), werden nach dem Wort „Ehegatte“ ein
Komma und das Wort „Lebenspartner“ eingefügt.

Artikel 10

Änderung des Gesetzes über das Epidemiologische 
Krebsregister Niedersachsen

In § 10 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes über das Epidemiologi-
sche Krebsregister Niedersachsen vom 16. November 1999
(Nds. GVBl. S. 390) werden nach den Worten „Ehefrau oder
Ehemann“ die Worte „oder Lebenspartnerin oder Lebenspart-
ner“ eingefügt.

Artikel 11

Änderung des Niedersächsischen Schulgesetzes

In § 55 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Niedersächsischen Schulge-
setzes in der Fassung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Juni 2010
(Nds. GVBl. S. 232), werden nach dem Wort „verheiratet“ die
Worte „oder durch Lebenspartnerschaft verbunden“ eingefügt
und das Wort „eheähnlichen“ durch die Worte „ehe- oder le-
benspartnerschaftsähnlichen“ ersetzt.

Artikel 12

Änderung des Gesetzes über das Niedersächsische 
Versorgungswerk der Rechtsanwälte

Das Gesetz über das Niedersächsische Versorgungswerk der
Rechtsanwälte vom 14. März 1982 (Nds. GVBl. S. 65) wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2Hinterbliebene sind auch hinterbliebene Lebenspart-
ner.“

2. In § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 werden die Worte „Witwen und
Witwer“ durch die Worte „Witwen, Witwer, hinterbliebe-
ne Lebenspartnerinnen und hinterbliebene Lebenspart-
ner“ und das Wort „Wiederverheiratung“ durch die Worte
„Verheiratung oder Begründung einer Lebenspartnerschaft“
ersetzt.

Artikel 13

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die 
Versorgung der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 des Niedersächsischen Gesetzes über die
Versorgung der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten
vom 20. Dezember 1999 (Nds. GVBl. S. 436), geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 10. November 2005 (Nds. GVBl.
S. 326), erhält folgende Fassung:

„3. Hinterbliebenenrente und Rente für hinterbliebene Le-
benspartnerinnen und Lebenspartner,“.

Artikel 14

Änderung des Kammergesetzes für die Heilberufe

§ 12 Abs. 4 Nr. 3 des Kammergesetzes für die Heilberufe in
der Fassung vom 8. Dezember 2000 (Nds. GVBl. S. 301), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 17. Februar 2010 (Nds. GVBl.
S. 58), erhält folgende Fassung:

„3. Witwenrente, Witwerrente und Rente für hinterbliebene
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner,“.

Artikel 15

Änderung des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes

§ 16 Abs. 5 Nr. 3 des Niedersächsischen Ingenieurgesetzes
vom 12. Juli 2007 (Nds. GVBl. S. 324, 434), geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBl.
S. 370), erhält folgende Fassung: 

„3. Witwenrente, Witwerrente und Rente für hinterbliebene
Lebenspartnerinnen und Lebenspartner,“.

Artikel 16

Aufhebung des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes

Das Niedersächsische Gesetz zur Ausführung des Lebens-
partnerschaftsgesetzes vom 21. Juni 2001 (Nds. GVBl. S. 377)
wird aufgehoben.
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Artikel 17

Änderung des Niedersächsischen
Abgeordnetengesetzes

Das Niedersächsische Abgeordnetengesetz in der Fassung
vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBl. S. 129), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 10. Juni 2010 (Nds. GVBl. S. 251), wird wie folgt
geändert:

1. In § 21 Abs. 5 werden nach dem Wort „Ehegatte“ die Wor-
te „oder Lebenspartner“ eingefügt und die Worte „soweit
ein solcher nicht“ durch die Worte „falls kein überleben-
der Ehegatte oder Lebenspartner“ ersetzt.

2. In § 22 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Worte „oder Lebenspartner“ eingefügt.

3. In § 23 Abs. 1 werden nach dem Wort „Ehegatte“ die Wor-
te „oder Lebenspartner“ eingefügt.

4. In § 36 a Abs. 3 werden nach dem Wort „Ehen“ jeweils die
Worte „und Lebenspartnerschaften“ und nach dem Wort
„Ehegatte“ die Worte „oder Lebenspartner“ eingefügt.

5. Nach § 36 a wird der folgende § 36 b eingefügt:

„§ 36 b

Übergangsvorschrift für das Zusammentreffen von 
Ansprüchen überlebender Ehegatten und 

überlebender Lebenspartner

Ein überlebender Lebenspartner hat keinen Anspruch
auf Witwenentschädigung, wenn zugleich ein Anspruch
eines überlebenden Ehegatten auf Witwenentschädigung
besteht.“

Artikel 18

Änderung des
Abgeordnetenentschädigungsgesetzes

Das Abgeordnetenentschädigungsgesetz in der Fassung
vom 28. Juni 1974 (Nds. GVBl. S. 346), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 3. Februar 1978 (Nds. GVBl. S. 101), wird wie
folgt geändert:

1. In § 19 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegatten“
die Worte „oder Lebenspartner“ eingefügt.

2. In § 20 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegatte“
die Worte „oder Lebenspartner“ eingefügt.

3. In § 21 Abs. 1 werden nach dem Wort „Ehegatten“ die
Worte „oder Lebenspartner“ eingefügt.

4. In § 22 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegatte“
die Worte „oder Lebenspartner“ und nach dem Wort „Ehe-
gatten“ die Worte „oder Lebenspartners“ eingefügt.

5. In § 28 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Ehegatte“
die Worte „oder Lebenspartner“ eingefügt.

6. Nach § 28 wird der folgende § 29 angefügt:

„§ 29

Übergangsvorschrift für das Zusammentreffen von 
Ansprüchen überlebender Ehegatten und 

überlebender Lebenspartner

Ein überlebender Lebenspartner hat keinen Anspruch
auf Witwenentschädigung, wenn zugleich ein Anspruch
eines überlebenden Ehegatten auf Witwenentschädigung
besteht.“

Artikel 19

Änderung des Gesetzes zur Änderung
des Niedersächsischen Landeswahlgesetzes,

des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes
und des Ministergesetzes

Dem Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsi-
schen Landeswahlgesetzes, des Niedersächsischen Abgeordne-
tengesetzes und des Ministergesetzes vom 16. Dezember 2004
(Nds. GVBl. S. 626) wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 stehen Lebenspart-
ner Ehegatten mit der Maßgabe gleich, dass ein überlebender
Lebenspartner keinen Anspruch auf Witwenentschädigung
hat, wenn zugleich ein Anspruch eines überlebenden Ehegat-
ten auf Witwenentschädigung besteht.“

Artikel 20

Änderung der Niedersächsischen Gemeindeordnung

In § 26 Abs. 1 Satz 1 der Niedersächsischen Gemeindeord-
nung in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Oktober
2009 (Nds. GVBl. S. 366), werden nach dem Wort „Ehe“ die
Worte „oder der Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

Artikel 21

Änderung der Niedersächsischen Landkreisordnung

In § 21 Abs. 1 Satz 1 der Niedersächsischen Landkreisordnung
in der Fassung vom 30. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 510), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Oktober
2009 (Nds. GVBl. S. 366), werden nach dem Wort „Ehe“ die
Worte „oder der Lebenspartnerschaft“ eingefügt.

Artikel 22

Änderung des Gesetzes über die Region Hannover

In § 30 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die Region Hannover
vom 5. Juni 2001 (Nds. GVBl. S. 348), zuletzt geändert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Juni 2010 (Nds. GVBl. S. 242),
werden nach dem Wort „Ehe“ die Worte „oder der Lebenspart-
nerschaft“ eingefügt.

Artikel 23

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 7. Oktober 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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G e s e t z  
zur Neuregelung des Versammlungsrechts

Vom 7. Oktober 2010

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersächsisches Versammlungsgesetz (NVersG)

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Bestimmungen
§   1 Grundsatz 
§   2 Versammlungsbegriff
§   3 Friedlichkeit und Waffenlosigkeit
§   4 Störungsverbot

Z w e i t e r  T e i l

Versammlungen unter freiem Himmel
§   5 Anzeige
§   6 Zusammenarbeit 
§   7 Versammlungsleitung
§   8 Beschränkung, Verbot, Auflösung 
§   9 Schutzausrüstungs- und Vermummungsverbot 
§ 10 Besondere Maßnahmen
§ 11 Anwesenheitsrecht der Polizei
§ 12 Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen

D r i t t e r  T e i l

Versammlungen in geschlossenen Räumen
§ 13 Versammlungsleitung
§ 14 Beschränkung, Verbot, Auflösung 
§ 15 Besondere Maßnahmen
§ 16 Anwesenheitsrecht der Polizei
§ 17 Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen

V i e r t e r  T e i l

Befriedeter Bezirk für den Landtag
§ 18 Verbot von Versammlungen im befriedeten Bezirk für den

Landtag 
§ 19 Zulassung von Versammlungen 

F ü n f t e r  T e i l

Straf- und Bußgeldvorschriften
§ 20 Strafvorschriften 
§ 21 Bußgeldvorschriften 
§ 22 Einziehung 

S e c h s t e r  T e i l

Schlussbestimmungen
§ 23 Einschränkung eines Grundrechts
§ 24 Zuständigkeiten
§ 25 Kostenfreiheit

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Grundsatz

(1) Jedermann hat das Recht, sich friedlich und ohne Waf-
fen mit anderen Personen zu versammeln. 

(2) Dieses Recht hat nicht, wer das Grundrecht auf Ver-
sammlungsfreiheit gemäß Artikel 18 des Grundgesetzes ver-
wirkt hat.

§ 2

Versammlungsbegriff

Eine Versammlung im Sinne dieses Gesetzes ist eine ortsfes-
te oder sich fortbewegende Zusammenkunft von mindestens

zwei Personen zur gemeinschaftlichen, auf die Teilhabe an
der öffentlichen Meinungsbildung gerichteten Erörterung
oder Kundgebung. 

§ 3

Friedlichkeit und Waffenlosigkeit 

(1) Es ist verboten, in einer Versammlung oder aus einer
Versammlung heraus durch Gewalttätigkeiten auf Personen
oder Sachen einzuwirken.

(2) 1Es ist verboten, Waffen oder sonstige Gegenstände, die
zur Verletzung von Personen oder zur Beschädigung von Sa-
chen geeignet und bestimmt sind, 

1. auf dem Weg zu oder in einer Versammlung mit sich zu
führen oder

2. zu einer Versammlung hinzuschaffen oder in einer Ver-
sammlung zur Verwendung bereitzuhalten oder zu vertei-
len.

2Die zuständige Behörde kann auf Antrag eine Befreiung vom
Verbot nach Satz 1 erteilen, wenn dies zum Schutz einer an
der Versammlung teilnehmenden Person erforderlich ist. 3Auf
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte im Dienst findet Satz 1
keine Anwendung.

(3) Es ist verboten, in einer Versammlung durch das Tragen
von Uniformen oder Uniformteilen oder sonst in einer Art
und Weise aufzutreten, die dazu geeignet und bestimmt ist,
im Zusammenwirken mit anderen teilnehmenden Personen
den Eindruck von Gewaltbereitschaft zu vermitteln.

§ 4

Störungsverbot

Es ist verboten, eine nicht verbotene Versammlung mit dem
Ziel zu stören, deren ordnungsgemäße Durchführung zu ver-
hindern.

Z w e i t e r  T e i l

Versammlungen unter freiem Himmel

§ 5

Anzeige

(1) 1Wer eine Versammlung unter freiem Himmel durchfüh-
ren will, hat dies der zuständigen Behörde spätestens 48 Stun-
den vor der Bekanntgabe der Versammlung anzuzeigen. 2Bei
der Berechnung der Frist werden Sonntage, gesetzliche Feier-
tage und Sonnabende nicht mitgerechnet.

(2) 1In der Anzeige sind anzugeben

1. der Ort der Versammlung einschließlich des geplanten
Streckenverlaufs bei sich fortbewegenden Versammlungen,

2. der beabsichtigte Beginn und das beabsichtigte Ende der
Versammlung,

3. der Gegenstand der Versammlung, 

4. Name, Vornamen, Geburtsname, Geburtsdatum und An-
schrift (persönliche Daten) der Leiterin oder des Leiters
sowie deren oder dessen telefonische oder sonstige Er-
reichbarkeit und

5. die erwartete Anzahl der teilnehmenden Personen.
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2Die Leiterin oder der Leiter hat der zuständigen Behörde Än-
derungen der nach Satz 1 anzugebenden Umstände unverzüg-
lich mitzuteilen.

(3) 1Die zuständige Behörde kann von der Leiterin oder dem
Leiter die Angabe

1. des geplanten Ablaufs der Versammlung,

2. der zur Durchführung der Versammlung voraussichtlich
mitgeführten Gegenstände, insbesondere technischen Hilfs-
mittel, und

3. der Anzahl und der persönlichen Daten von Ordnerinnen
und Ordnern

verlangen, soweit dies zur Abwehr einer Gefahr für die öffent-
liche Sicherheit erforderlich ist. 2Die Leiterin oder der Leiter
hat der zuständigen Behörde Änderungen der nach Satz 1 an-
zugebenden Umstände unverzüglich mitzuteilen.

(4) 1Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Frist gilt nicht, wenn
bei ihrer Einhaltung der mit der Versammlung verfolgte
Zweck nicht erreicht werden kann (Eilversammlung). 2In die-
sem Fall ist die Versammlung unverzüglich anzuzeigen.

(5) Fällt die Bekanntgabe der Versammlung mit deren Be-
ginn zusammen (Spontanversammlung), so entfällt die Anzei-
gepflicht.

§ 6

Zusammenarbeit

Die zuständige Behörde gibt der Leiterin oder dem Leiter ei-
ner Versammlung unter freiem Himmel die Gelegenheit zur
Zusammenarbeit, insbesondere zur Erörterung von Einzelhei-
ten der Durchführung der Versammlung.

§ 7

Versammlungsleitung

(1) 1Jede nach § 5 anzuzeigende Versammlung unter freiem
Himmel muss eine Leiterin oder einen Leiter haben. 2Die Lei-
terin oder der Leiter bestimmt den Ablauf der Versammlung.
3Sie oder er hat während der Versammlung für Ordnung zu
sorgen und kann dazu insbesondere teilnehmende Personen,
die die Versammlung stören, zur Ordnung rufen. 4Sie oder er
kann die Versammlung jederzeit beenden. 5Sie oder er muss
während der Versammlung anwesend und für die zuständige
Behörde erreichbar sein.

(2) 1Die Leiterin oder der Leiter kann sich zur Erfüllung ih-
rer oder seiner Aufgaben der Hilfe von Ordnerinnen und Ord-
nern bedienen, die weiße Armbinden mit der Aufschrift
„Ordnerin“ oder „Ordner“ tragen müssen. 2Ordnerinnen und
Ordnern darf keine Befreiung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 erteilt
werden.

(3) Personen, die an der Versammlung teilnehmen, haben
die zur Aufrechterhaltung der Ordnung getroffenen Anwei-
sungen der Leiterin oder des Leiters oder einer Ordnerin oder
eines Ordners zu befolgen.

§ 8

Beschränkung, Verbot, Auflösung

(1) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung unter
freiem Himmel beschränken, um eine unmittelbare Gefahr für
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abzuwehren.

(2) 1Die zuständige Behörde kann eine Versammlung ver-
bieten oder auflösen, wenn ihre Durchführung die öffentliche
Sicherheit unmittelbar gefährdet und die Gefahr nicht anders
abgewehrt werden kann. 2Eine verbotene Versammlung ist
aufzulösen. 3Nach der Auflösung haben sich die teilnehmen-
den Personen unverzüglich zu entfernen.

(3) Geht die Gefahr nicht von der Versammlung aus, so sind
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen nur zu-
lässig, wenn

1. Maßnahmen gegen die die Gefahr verursachenden Perso-
nen nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind oder keinen
Erfolg versprechen und

2. die zuständige Behörde die Gefahr nicht oder nicht recht-
zeitig selbst oder mit durch Amts- und Vollzugshilfe er-
gänzten Mitteln und Kräften abwehren kann.

(4) Eine Versammlung kann auch beschränkt oder verboten
werden, wenn

1. sie an einem Tag oder Ort stattfinden soll, dem ein an die
nationalsozialistische Gewalt- und Willkürherrschaft erin-
nernder Sinngehalt mit gewichtiger Symbolkraft zukommt
und durch die Art und Weise der Durchführung der Ver-
sammlung der öffentliche Friede in einer die Würde der
Opfer verletzenden Weise unmittelbar gefährdet wird,
oder

2. durch die Versammlung die nationalsozialistische Gewalt-
und Willkürherrschaft gebilligt, verherrlicht, gerechtfertigt
oder verharmlost wird, auch durch das Gedenken an füh-
rende Repräsentanten des Nationalsozialismus, und da-
durch der öffentliche Friede in einer die Würde der Opfer
verletzenden Weise unmittelbar gefährdet wird.

§ 9

Schutzausrüstungs- und Vermummungsverbot

(1) Es ist verboten, auf dem Weg zu oder in einer Versamm-
lung unter freiem Himmel Gegenstände mit sich zu führen,
die als Schutzausrüstung geeignet und dazu bestimmt sind,
Vollstreckungsmaßnahmen von Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamten abzuwehren.

(2) Es ist auch verboten,

1. an einer Versammlung in einer Aufmachung teilzuneh-
men, die zur Verhinderung der Feststellung der Identität
geeignet und bestimmt ist, oder den Weg zu einer Ver-
sammlung in einer solchen Aufmachung zurückzulegen
oder

2. auf dem Weg zu oder in einer Versammlung Gegenstände
mit sich zu führen, die zur Verhinderung der Feststellung
der Identität geeignet und bestimmt sind.

(3) Die zuständige Behörde befreit von den Verboten nach
den Absätzen 1 und 2, wenn dadurch die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung nicht unmittelbar gefährdet wird.

§ 10

Besondere Maßnahmen

(1) 1Die zuständige Behörde kann anhand der nach § 5
Abs. 2 und 3 erhobenen Daten durch Anfragen an Polizei-
und Verfassungsschutzbehörden prüfen, ob die betroffene
Person die öffentliche Sicherheit unmittelbar gefährdet. 2Be-
steht diese Gefahr, kann die Behörde die Person als Leiterin
oder Leiter ablehnen oder ihren Einsatz als Ordnerin oder
Ordner untersagen. 3Im Fall der Ablehnung muss die anzei-
gende Person eine andere Person als Leiterin oder Leiter be-
nennen. 4Die nach Satz 1 erhobenen Daten sind unverzüglich
nach Beendigung der Versammlung unter freiem Himmel zu
löschen, soweit sie nicht zur Verfolgung einer Straftat oder
Ordnungswidrigkeit benötigt werden.

(2) 1Die zuständige Behörde kann die Maßnahmen treffen,
die zur Durchsetzung der Verbote nach den §§ 3 und 9 sowie
zur Abwehr erheblicher Störungen der Ordnung der Ver-
sammlung durch teilnehmende Personen erforderlich sind.
2Sie kann insbesondere Gegenstände sicherstellen; die §§ 27
bis 29 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung (Nds. SOG) gelten entsprechend.
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(3) 1Die zuständige Behörde kann Personen die Teilnahme
an einer Versammlung untersagen oder diese von der Ver-
sammlung ausschließen, wenn dies zur Durchsetzung der
Verbote nach den §§ 3 und 9 unerlässlich ist. 2Sie kann teil-
nehmende Personen, die die Ordnung der Versammlung er-
heblich stören, von der Versammlung ausschließen, wenn die
Ordnung der Versammlung nicht anders gewährleistet wer-
den kann. 3Ausgeschlossene Personen haben die Versamm-
lung unverzüglich zu verlassen.

§ 11

Anwesenheitsrecht der Polizei

1Die Polizei kann bei Versammlungen unter freiem Himmel
anwesend sein, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach
diesem Gesetz erforderlich ist. 2Nach Satz 1 anwesende Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte haben sich der Leiterin
oder dem Leiter zu erkennen zu geben.

§ 12

Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen

(1) 1Die Polizei kann Bild- und Tonaufzeichnungen von ei-
ner bestimmten Person auf dem Weg zu oder in einer Ver-
sammlung unter freiem Himmel offen anfertigen, um eine von
dieser Person verursachte erhebliche Gefahr für die öffentli-
che Sicherheit abzuwehren. 2Die Maßnahme darf auch durch-
geführt werden, wenn andere Personen unvermeidbar be-
troffen werden.

(2) 1Die Polizei kann eine unübersichtliche Versammlung
und ihr Umfeld mittels Bild- und Tonübertragungen offen be-
obachten, wenn dies zur Abwehr einer von der Versammlung
ausgehenden Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung erforderlich ist. 2Sie kann zur Abwehr erheblicher Ge-
fahren für die öffentliche Sicherheit offen Bild- und Tonauf-
zeichnungen von nicht bestimmten teilnehmenden Personen
(Übersichtsaufzeichnungen) anfertigen. 3Die Auswertung von
Übersichtsaufzeichnungen mit dem Ziel der Identifizierung
einer Person ist nur zulässig, wenn die Voraussetzungen nach
Absatz 1 vorliegen.

(3) 1Die Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1
und 2 sind nach Beendigung der Versammlung unverzüglich,
spätestens aber nach zwei Monaten zu löschen oder unum-
kehrbar zu anonymisieren, soweit sie nicht 

1. zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden oder

2. zur Behebung einer Beweisnot unerlässlich sind.
2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 sind die Daten für eine sonsti-
ge Verwendung zu sperren.

(4) Die der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen
nach den Absätzen 1 und 2 Satz 2 sowie der Verwendung
nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 im Einzelfall zugrunde lie-
genden Zwecke sind zu dokumentieren.

D r i t t e r  T e i l

Versammlungen in geschlossenen Räumen

§ 13

Versammlungsleitung

(1) 1Wer zu einer Versammlung in geschlossenen Räumen
einlädt, ist deren Leiterin oder Leiter. 2Die oder der Einladen-
de oder die Versammlung kann eine andere Person zur Leite-
rin oder zum Leiter bestimmen.

(2) In der Einladung kann die Teilnahme an der Versamm-
lung auf bestimmte Personen oder Personenkreise beschränkt
werden.

(3) 1Wenn nicht ausschließlich bestimmte Personen einge-
laden worden sind, darf Pressevertreterinnen und Pressever-

tretern der Zutritt zur Versammlung nicht versagt werden.
2Diese haben sich gegenüber der Leiterin oder dem Leiter und
gegenüber Ordnerinnen oder Ordnern nach Aufforderung als
Pressevertreterin oder Pressevertreter auszuweisen.

(4) Die Leiterin oder der Leiter darf Personen, die entgegen
§ 3 Abs. 2 Waffen oder sonstige Gegenstände mit sich führen,
keinen Zutritt gewähren.

(5) 1Die Leiterin oder der Leiter kann teilnehmende Perso-
nen sowie Pressevertreterinnen und Pressevertreter von der
Versammlung ausschließen, wenn sie die Ordnung erheblich
stören. 2Sie oder er hat Personen auszuschließen, die entgegen
§ 3 Abs. 2 Waffen oder sonstige Gegenstände mit sich führen.
3Ausgeschlossene Personen haben die Versammlung unver-
züglich zu verlassen.

(6) Im Übrigen gilt für die Leiterin oder den Leiter § 7 ent-
sprechend.

§ 14

Beschränkung, Verbot, Auflösung

(1) Die zuständige Behörde kann eine Versammlung in ge-
schlossenen Räumen beschränken, wenn ihre Friedlichkeit
unmittelbar gefährdet ist.

(2) 1Die zuständige Behörde kann eine Versammlung ver-
bieten oder auflösen, wenn ihre Friedlichkeit unmittelbar ge-
fährdet ist und die Gefahr nicht anders abgewehrt werden
kann. 2Eine verbotene Versammlung ist aufzulösen. 3Nach der
Auflösung haben sich die teilnehmenden Personen unverzüg-
lich zu entfernen.

(3) Geht die Gefahr nicht von der Versammlung aus, so sind
die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen nur zu-
lässig, wenn

1. Maßnahmen gegen die die Gefahr verursachenden Perso-
nen nicht oder nicht rechtzeitig möglich sind oder keinen
Erfolg versprechen und

2. die zuständige Behörde die Gefahr nicht oder nicht recht-
zeitig selbst oder mit durch Amts- und Vollzugshilfe er-
gänzten Mitteln und Kräften abwehren kann.

(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 sind zu
begründen.

§ 15

Besondere Maßnahmen

(1) 1Die zuständige Behörde kann

1. von der oder dem Einladenden die Angabe der persönli-
chen Daten der Leiterin oder des Leiters und

2. von der Leiterin oder dem Leiter die Angabe der persönli-
chen Daten von Ordnerinnen und Ordnern

verlangen, soweit dies zur Gewährleistung der Friedlichkeit
der Versammlung in geschlossenen Räumen erforderlich ist.
2Die Leiterin oder der Leiter hat der zuständigen Behörde Än-
derungen der nach Satz 1 anzugebenden Umstände unverzüg-
lich mitzuteilen.

(2) 1Die zuständige Behörde kann anhand der nach Absatz 1
erhobenen Daten durch Anfragen an Polizei- und Verfas-
sungsschutzbehörden prüfen, ob die betroffene Person die
Friedlichkeit der Versammlung unmittelbar gefährdet. 2Be-
steht diese Gefahr, kann die Behörde die Person als Leiterin
oder Leiter ablehnen oder ihren Einsatz als Ordnerin oder
Ordner untersagen. 3Im Fall der Ablehnung muss die oder der
Einladende eine andere Person als Leiterin oder Leiter benen-
nen. 4Die nach Satz 1 erhobenen Daten sind unverzüglich
nach Beendigung der Versammlung zu löschen, soweit sie
nicht zur Verfolgung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit
benötigt werden.
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(3) 1Die zuständige Behörde kann vor Versammlungsbeginn
die Maßnahmen treffen, die zur Durchsetzung der Verbote
nach § 3 erforderlich sind. 2Sie kann insbesondere Gegenstän-
de sicherstellen; die §§ 27 bis 29 Nds. SOG gelten entspre-
chend. 3Die zuständige Behörde kann Personen die Teilnahme
an einer Versammlung untersagen, wenn die Gewährleistung
der Friedlichkeit der Versammlung nicht anders möglich ist.

§ 16

Anwesenheitsrecht der Polizei

1Die Polizei kann bei Versammlungen in geschlossenen
Räumen anwesend sein, wenn dies zur Abwehr einer unmit-
telbaren Gefahr für die Friedlichkeit der Versammlung erfor-
derlich ist. 2Nach Satz 1 anwesende Polizeibeamtinnen und
Polizeibeamte haben sich der Leiterin oder dem Leiter zu er-
kennen zu geben.

§ 17

Bild- und Tonübertragungen und -aufzeichnungen

(1) 1Die Polizei kann Bild- und Tonaufzeichnungen von ei-
ner bestimmten Person in einer Versammlung in geschlosse-
nen Räumen offen anfertigen, um eine von dieser Person
verursachte unmittelbare Gefahr für die Friedlichkeit der Ver-
sammlung abzuwehren. 2Die Maßnahme darf auch durchge-
führt werden, wenn andere Personen unvermeidbar betroffen
werden. 

(2) 1Die Polizei kann eine unübersichtliche Versammlung
mittels Bild- und Tonübertragungen offen beobachten, wenn
dies zur Abwehr einer Gefahr für die Friedlichkeit der Ver-
sammlung erforderlich ist. 2Sie kann zur Abwehr einer unmit-
telbaren Gefahr für die Friedlichkeit der Versammlung offen
Bild- und Tonaufzeichnungen von nicht bestimmten teilneh-
menden Personen (Übersichtsaufzeichnungen) anfertigen.
3Die Auswertung von Übersichtsaufzeichnungen mit dem Ziel
der Identifizierung einer Person ist nur zulässig, wenn die
Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen.

(3) 1Die Bild- und Tonaufzeichnungen nach den Absätzen 1
und 2 sind nach Beendigung der Versammlung unverzüglich,
spätestens aber nach zwei Monaten zu löschen oder unum-
kehrbar zu anonymisieren, soweit sie nicht 

1. zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden oder

2. zur Behebung einer Beweisnot unerlässlich sind.
2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 sind die Daten für eine sonsti-
ge Verwendung zu sperren.

(4) Die der Anfertigung von Bild- und Tonaufzeichnungen
nach den Absätzen 1 und 2 Satz 2 sowie der Verwendung
nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 im Einzelfall zugrunde lie-
genden Zwecke sind zu dokumentieren.

V i e r t e r  T e i l

Befriedeter Bezirk für den Landtag

§ 18

Verbot von Versammlungen im befriedeten Bezirk 
für den Landtag

(1) 1Für den Landtag wird ein befriedeter Bezirk gebildet.
2Im befriedeten Bezirk sind Versammlungen unter freiem
Himmel, die nicht nach § 19 zugelassen sind, verboten. 

(2) 1Der befriedete Bezirk umfasst im Gebiet der Landes-
hauptstadt Hannover außer den Freiflächen auf dem Land-
tagsgrundstück die Schloßstraße, die Leinstraße, den Hinrich-
Wilhelm-Kopf-Platz, den Bohlendamm einschließlich des öst-
lich angrenzenden Arkadenganges, den Platz der Göttinger
Sieben und die südlich angrenzende Wehranlage bis zum
Fahrbahnrand der Karmarschstraße und die südwestlich der
Leine zwischen Schloßstraße und Karmarschstraße gelegenen

Grünflächen bis zum Fahrbahnrand des Leibnizufers und des
Friederikenplatzes. 2Die genaue Abgrenzung des befriedeten
Bezirkes ergibt sich aus der Anlage.

§ 19

Zulassung von Versammlungen

(1) 1Im befriedeten Bezirk ist eine Versammlung unter frei-
em Himmel auf Antrag zuzulassen, wenn dadurch die Tätig-
keit des Landtages, seiner Fraktionen, seines Ältestenrats,
seines Präsidiums, seiner Ausschüsse und seiner Kommissio-
nen sowie der freie Zugang zu dem Landtagsgrundstück nicht
gefährdet werden. 2Eine solche Gefahr ist in der Regel an den
Sitzungstagen des Landtages gegeben. 3Sie ist in der Regel
nicht gegeben, wenn am Tag der Versammlung eine Sitzung
des Landtages oder seiner in Satz 1 genannten Stellen nicht
stattfindet. 4Die Zulassung kann mit Auflagen verbunden wer-
den, die sicherstellen sollen, dass die in Satz 1 genannten Zu-
lassungsvoraussetzungen erfüllt werden.

(2) 1Der Antrag auf Zulassung soll gleichzeitig mit der An-
zeige nach § 5 gestellt werden. 2Die zuständige Behörde ent-
scheidet über die Zulassung im Einvernehmen mit der
Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtages.

(3) Die übrigen Vorschriften dieses Gesetzes bleiben unbe-
rührt.

F ü n f t e r  T e i l

Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 20

Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer

1. entgegen § 3 Abs. 2 Waffen oder sonstige dort bezeichnete
Gegenstände mit sich führt, zu einer Versammlung hin-
schafft oder zur Verwendung bei einer solchen Versamm-
lung bereithält oder verteilt, wenn die Tat nicht nach § 52
Abs. 3 Nr. 9 des Waffengesetzes mit Strafe bedroht ist,
oder

2. in der Absicht, eine nicht verbotene Versammlung zu ver-
eiteln, Gewalttätigkeiten begeht oder androht oder eine er-
hebliche Störung der Ordnung der Versammlung verur-
sacht.

(2) 1Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
wird bestraft, wer

1. sich als Leiterin oder Leiter einer Ordnerin oder eines Ord-
ners bedient, die oder der entgegen § 3 Abs. 2 Waffen oder
sonstige dort bezeichnete Gegenstände mit sich führt,

2. öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten
von Schriften, Ton- oder Bildträgern, Datenspeichern, Ab-
bildungen oder anderen Darstellungen zur Teilnahme an
einer Versammlung aufruft,

a) deren Durchführung vollziehbar verboten oder deren
Auflösung vollziehbar angeordnet ist (§ 8 Abs. 2 und 4,
§ 14 Abs. 2) oder

b) die nach § 18 Abs. 1 Satz 2 verboten ist,

3. als Leiterin oder Leiter entgegen einem vollziehbaren Ver-
bot oder einer vollziehbaren Auflösung (§ 8 Abs. 2 und 4,
§ 14 Abs. 2) eine Versammlung durchführt,

4. entgegen § 9 Abs. 1 auf dem Weg zu oder in einer Ver-
sammlung unter freiem Himmel einen dort bezeichneten
Gegenstand mit sich führt und dadurch einer vollziehba-
ren Maßnahme nach § 10 Abs. 2 zuwiderhandelt,

5. entgegen § 9 Abs. 2 Nr. 1 in einer dort bezeichneten Auf-
machung an einer Versammlung unter freiem Himmel teil-
nimmt oder den Weg zu einer Versammlung in einer
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solchen Aufmachung zurücklegt und dadurch einer vollzieh-
baren Maßnahme nach § 10 Abs. 2 zuwiderhandelt oder

6. sich im Anschluss an eine Versammlung unter freiem
Himmel mit anderen zusammenrottet und dabei einen in
§ 3 Abs. 2 oder § 9 Abs. 1 bezeichneten Gegenstand mit
sich führt oder in einer in § 9 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten
Weise aufgemacht ist.

2Eine Tat nach Satz 1 Nr. 2 Buchst. a und Nrn. 3 bis 5 ist nur
strafbar, wenn die dort bezeichnete Anordnung rechtmäßig ist.

§ 21

Bußgeldvorschriften

(1) 1Ordnungswidrig handelt, wer 

1. in einer Versammlung entgegen § 3 Abs. 3 in einer dort
bezeichneten Art und Weise auftritt und dadurch einer
vollziehbaren Maßnahme nach § 10 Abs. 2 zuwiderhandelt,

2. als teilnehmende Person trotz wiederholter Ordnungsru-
fe durch die Leiterin oder den Leiter oder durch eine Ord-
nerin oder einen Ordner fortfährt, eine Versammlung zu
stören, 

3. als nicht teilnehmende Person entgegen einer vollzieh-
baren polizeilichen Anordnung fortfährt, eine Versamm-
lung zu stören,

4. eine Versammlung unter freiem Himmel durchführt, de-
ren fristgerechte Anzeige entgegen § 5 vollständig unter-
blieben ist, 

5. als anzeigende Person wider besseres Wissen unrichtige oder
unvollständige Angaben nach § 5 Abs. 2 Satz 1 macht,

6. als Leiterin oder Leiter wider besseres Wissen unrichtige
oder unvollständige Angaben nach § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
oder 3 oder § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 macht,

7. als Leiterin oder Leiter eine Versammlung unter freiem
Himmel wesentlich anders durchführt, als es in der An-
zeige aufgrund des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 angege-
ben ist,

8. sich als Leiterin oder Leiter einer Ordnerin oder eines
Ordners bedient, die oder der entgegen § 7 Abs. 2 Satz 1
keine dort bezeichnete Armbinde trägt,

9. an einer Versammlung teilnimmt,

a) deren Durchführung vollziehbar verboten ist (§ 8
Abs. 2 und 4, § 14 Abs. 2) oder

b) die nach § 18 Abs. 1 Satz 2 verboten ist,

10. als Leiterin oder Leiter oder als teilnehmende Person ei-
ner vollziehbaren Beschränkung nach § 8 Abs. 1 oder 4
oder § 14 Abs. 1 oder einer gerichtlichen Beschränkung
der Versammlung zuwiderhandelt,

11. sich nach einer vollziehbar angeordneten Auflösung der
Versammlung nicht unverzüglich entfernt,

12. als ausgeschlossene Person die Versammlung nicht un-
verzüglich verlässt,

13. als anzeigende oder einladende Person eine Leiterin oder
einen Leiter einsetzt, die oder der vollziehbar abgelehnt
wurde (§ 10 Abs. 1 Satz 2, § 15 Abs. 2 Satz 2),

14. als Leiterin oder Leiter eine Ordnerin oder einen Ordner
einsetzt, die oder der vollziehbar abgelehnt wurde (§ 10
Abs. 1 Satz 2, § 15 Abs. 2 Satz 2),

15. entgegen § 9 Abs. 2 Nr. 2 auf dem Weg zu oder in einer
Versammlung unter freiem Himmel einen dort bezeich-
neten Gegenstand mit sich führt und dadurch einer voll-
ziehbaren Maßnahme nach § 10 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

16. als einladende Person wider besseres Wissen unrichtige
oder unvollständige Angaben nach § 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 macht oder

17. als Leiterin oder Leiter oder als teilnehmende Person ei-
ner Auflage nach § 19 Abs. 1 Satz 4 zuwiderhandelt.

2Die Tat kann in den Fällen des Satzes 1 Nrn. 1, 3 und 9
Buchst. a sowie Nrn. 10 bis 15 und 17 nur geahndet werden,
wenn die dort bezeichnete Anordnung rechtmäßig ist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nrn. 2, 3, 5 bis 8, 11, 12, 15 und 16 mit einer
Geldbuße bis zu 1 000 Euro und in den Fällen des Absatzes 1
Satz 1 Nrn. 1, 4, 9, 10, 13, 14 und 17 mit einer Geldbuße bis
zu 3 000 Euro geahndet werden.

§ 22

Einziehung
1Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 20 oder eine

Ordnungswidrigkeit nach § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 oder 15
bezieht, können eingezogen werden. 2§ 74 a des Strafgesetz-
buchs und § 23 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind
anzuwenden. 

S e c h s t e r  T e i l

Schlussbestimmungen

§ 23

Einschränkung eines Grundrechts

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 1
des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe dieses Gesetzes einge-
schränkt. 

§ 24

Zuständigkeiten

(1) 1Zuständige Behörde ist

1. vor Versammlungsbeginn die untere Versammlungsbehör-
de und

2. nach Versammlungsbeginn die Polizei.
2Die Aufgaben der unteren Versammlungsbehörde nehmen
die Landkreise, kreisfreien Städte, großen selbständigen Städ-
te und selbständigen Gemeinden wahr, auf dem Gebiet der
Landeshauptstadt Hannover die Polizeidirektion Hannover.
3Für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach § 21 sind die unteren Versammlungsbehörden zuständig.

(2) 1Örtlich zuständig ist die Behörde, in deren Bezirk die
Versammlung stattfindet. 2Berührt eine Versammlung unter
freiem Himmel den Zuständigkeitsbereich mehrerer unterer
Versammlungsbehörden, so bestimmt die den beteiligten Be-
hörden gemeinsam vorgesetzte Fachaufsichtsbehörde die zu-
ständige Behörde. 

(3) 1Die Aufgaben der Fachaufsicht werden gegenüber den
selbständigen Gemeinden von den Landkreisen, gegenüber
den Landkreisen, kreisfreien Städten und großen selbständi-
gen Städten von den Polizeidirektionen als oberen Versamm-
lungsbehörden sowie von dem für Inneres zuständigen Minis-
terium als oberster Versammlungsbehörde wahrgenommen.
2§ 102 Nds. SOG gilt entsprechend.

§ 25

Kostenfreiheit

Amtshandlungen nach diesem Gesetz sind kostenfrei.

Artikel 2

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung

Das Niedersächsische Gesetz über die öffentliche Sicherheit
und Ordnung in der Fassung vom 19. Januar 2005 (Nds. GVBl.
S. 9), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Gesetzes vom
25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), wird wie folgt geändert:

1. In § 10 wird vor dem Wort „Wahrung“ der Unterpunkt
„Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Abs. 1 des Grundgeset-
zes),“ eingefügt.
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2. § 14 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. eine Straftat nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 Satz 1
Nrn. 4 bis 6 des Niedersächsischen Versammlungsge-
setzes“.

3. In § 31 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 wird nach dem Wort „dem“ das
Wort „Niedersächsischen“ eingefügt.

4. In § 32 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem Wort „dem“ das Wort
„Niedersächsischen“ eingefügt.

5. In § 32 Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe „§§ 12 a und 19 a
des“ durch die Angabe „§§ 12 und 17 des Niedersächsi-
schen“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten auf 
verschiedenen Gebieten der Gefahrenabwehr

Die Verordnung über Zuständigkeiten auf verschiedenen
Gebieten der Gefahrenabwehr vom 18. Oktober 1994 (Nds.
GVBl. S. 457), zuletzt geändert durch § 21 Abs. 5 der Verord-
nung vom 3. August 2009 (Nds. GVBl. S. 316), wird wie folgt
geändert:

1. § 4 Nr. 1 wird gestrichen.

2. § 5 Abs. 1 a wird gestrichen.

3. In § 5 Abs. 2 werden die Worte „die versammlungsrechtli-
chen Aufgaben nach § 4 Nr. 1 und“ gestrichen.

Artikel 4

Änderung der Verordnung über sachliche 
Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten

In § 7 Abs. 1 der Verordnung über sachliche Zuständigkei-
ten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten vom 4. Mai 2010 (Nds. GVBl. S. 210), wird nach Num-
mer 1 die folgende Nummer 1 a eingefügt:

„1 a. die Präsidentin oder der Präsident des Landtages bei
Zuwiderhandlungen nach § 112 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten in Bezug auf Verstöße gegen

Anordnungen des Landtages oder seiner Präsidentin
oder seines Präsidenten,“.

Artikel 5

Änderung des Niedersächsischen 
Verfassungsschutzgesetzes

§ 6 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 des Niedersächsischen Verfassungs-
schutzgesetzes in der Fassung vom 6. Mai 2009 (Nds. GVBl.
S. 154) erhält folgende Fassung:

„2. § 20 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 4 bis 6 des Niedersächsi-
schen Versammlungsgesetzes sowie“. 

Artikel 6

Inkrafttreten, Ersetzung von Bundesrecht, 
Außerkrafttreten, Übergangsregelung

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2011 in Kraft. 2Es er-
setzt das Versammlungsgesetz in der Fassung vom 15. No-
vember 1978 (BGBl. I S. 1789), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 8. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2366).

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. das Niedersächsische Bannmeilengesetz vom 12. Juni 1962
(Nds. GVBl. S. 55), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 22. September 1997 (Nds. GVBl. S. 420),
und

2. das Gesetz über die durch innere Unruhen verursachten
Schäden vom 12. Mai 1920 (Nds. GVBl. Sb II S. 338) in der
Fassung des Artikels I der Verordnung zur Überleitung der
Tumultschädenregelung auf die Länder vom 29. März 1924
(RGBl. I S. 381), zuletzt geändert durch Artikel 68 Nr. 1
des Gesetzes vom 2. Dezember 1974 (Nds. GVBl. S. 535).

(3) Zuständigkeitsvereinbarungen, die vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Modellkommunen-
Gesetzes vom 8. Dezember 2005 (Nds. GVBl. S. 386), zuletzt
geändert durch Artikel 13 des Gesetzes vom 28. Oktober 2009
(Nds. GVBl. S. 366, 410), getroffen wurden und die von § 24
Abs. 1 Satz 2 NVersG abweichen, gelten bis zum Ablauf ihrer
vereinbarten Geltungsdauer fort.

Hannover, den 7. Oktober 2010

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Hermann  D i n k l a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

David  M c A l l i s t e r
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